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Innovationsrat: Pfadfinder
des Fortschritts?

Deutschland bricht zu intellektueller Ex-
zellenz auf, und der Kanzler beruft als ers–
tes einen Innovationsrat. In dem sitzen
dann die üblichen Verdächtigen: ein ehe-
maliger Verfassungsrichter, ein ehemaliger

Bundespräsident, je eine Dame aus den mit Fraktionsstatus im
Bundestag versehenen Parteien, ein immerjunger Querdenker
aus dem Unterholz der Politikberatung, ein gewerkschaftsnaher
Gutmeiner, ein talkerfahrener Harvardbesucher und zwei Vor-
standsvorsitzende aus einer Wirtschaftsbranche, die mit „T“ wie
Technologie beginnt. 

Alles honorige Leute – aber ungeeignet als Leitbildner des
Elitären oder als Pfadfinder des Fortschritts. Das liegt nicht an
ihren individuellen Qualitäten, sondern in der Natur der Sache,
um die es geht. Eliten bilden sich nicht durch Ratsurteil, son-
dern im offenen Wettbewerb. Zur Bewältigung der Zukunft rüs-
tet man sich mit möglichst flexiblen Entscheidungsstrukturen,
mit der vorsorglichen Bereitstellung finanzwirtschaftlicher
Handlungsspielräume und vor allem mit der Einsicht, dass die
Suche nach Fortschritt nicht Sache der Politik und ihrer Gre-
mien sein kann.

Als Stichwortgeber für den Aufbruch ist der Bundeskanzler
hochwillkommen. Elite, Exzellenz, Innovation: Das sind Begrif-
fe, die unter den in Jahrzehnten gewachsenen Schichten einer
nur an Verteilung ausgerichteten Sozialstaatlichkeit verschüt-
tet waren. Die wiedergewonnene Einsicht, dass verteilbarer
Wohlstand auf Dauer nicht ohne Eliten, Exzellenz und Innova-
tion zu haben ist, könnte der Politik eine Orientierung geben,
die der tastenden Suche nach den Chancen der Zukunft dient. 

Ein solcher Versuch wird nur Erfolg haben, wenn die Politik
sich jeder Machbarkeitsfantasie enthält. Der Innovationsrat
sollte nur einmal tagen und am Ende der Sitzung dem Kanzler
raten: „Geben Sie Freiheit, und setzen Sie auf Wettbewerb!“

Hans D. Barbier

Eichels Mischkonzern
Der Bund betätigt sich als
Unternehmer: 506 direkte
und indirekte Beteiligungen
zählt der „Beteiligungsbericht
des Bundes 2003“ auf, 80
mehr als im Vorjahr. Die Be-
teiligungen werden von ins-
gesamt zwölf Bundesministe-
rien verwaltet. Hans Eichel
und seine Ministerkollegen
verfügen über ein Firmennetz
aus Kreditinstituten, Flug-,
Bahn- und Hafengesellschaf-
ten. Sie halten Anteile an
Wohnungsbaugesellschaften
und sind Eigentümer unter-
schiedlicher Immobilien wie
Verwaltungsgebäuden oder
militärischen Anlagen. Rund
830 000 Mitarbeiter arbeiten
in Unternehmen mit Bundes-
beteiligung; 1980 waren es
200 000.

Finanzminister Hans Ei-
chel plant in diesem Jahr den
Verkauf von Bundeseigen-
tum. Er will insgesamt sieben
Milliarden ¤ durch Privatisie-
rungen einnehmen, um sei-
nen Haushalt auszugleichen:
Fünf Milliarden ¤ würden an-
sonsten wegen der schlechten
Wirtschaftslage fehlen, zwei
Milliarden ¤ „kostet“ die um
ein Jahr vorgezogene Steuer-
reform. 
www.bundesfinanzministerium.de/Finanz-
und-Wirtschaftspolitik/Aktuell-.445.htm

Mehrweg-Müll
Seit auf Einwegflaschen ein
Pfand von 25 bis 50 Cent vor-
geschrieben ist, bekommt der
Handel immer weniger Mehr-
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wegflaschen zurück. Bei den
Mehrwegflaschen fallen nur
8 bis 15 Cent Pfand an. In ei-
nigen Bereichen, beispiels-
weise bei Mineralwasser,
wird nicht einmal mehr jede
zweite Mehrwegflasche zu-
rückgebracht. Eine mögliche
Erklärung: Verbraucher, die
ihr Leergut nicht zurückbrin-
gen, werfen zwar keine Ein-
wegflaschen weg. Aber dafür
werfen sie die günstigeren
Mehrwegflaschen in den Müll.

Der Versuch, den Verbrau-
cher mit Hilfe einer Sonder-
abgabe dazu zu erziehen, lee-
re Flaschen zum Händler zu-
rückzutragen, droht zu schei-
tern. Noch schlimmer: Das
Einwegpfand torpediert an-
scheinend das bewährte
Mehrwegsystem.
www.agvu.de/agvu.html

Lehrer aufs Abstellgleis?
Deutschland hat in den inter-
nationalen Schulvergleichen
eher mäßig abgeschnitten.
Daher waren sich Politiker in
Bund und Ländern einig, dass
mehr Geld für bessere Schul-
ausstattungen und mehr Leh-
rer ausgegeben werden soll.

Umso überraschender ist,
dass die Landesregierung
Brandenburgs bis 2011 insge-
samt 132 Millionen ¤ zur Ver-
fügung stellt, um 6 000 Leh-
rerstellen abzubauen. Das Bil-
dungsministerium hat mit
der Gewerkschaft GEW ver-
einbart, dass Lehrer vorzeitig
aus dem Schuldienst aus-

http://www.agvu.de/agvu.html
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Der Staat erhebt Steuern, um
Geld zur Erfüllung seiner
Aufgaben zu haben. Da dies
nicht willkürlich geschehen
soll, versuchen Politiker seit
dem 19. Jahrhundert, eine Be-
steuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähig-
keit des einzelnen Bürgers zu
erreichen. Seit 1891 gibt es
im deutschen Steuersystem
die Einkommensteuer samt
Erklärungspflicht und pro-
gressivem Steuertarif, der da-
für sorgen soll, dass mit zu-
nehmendem Einkommen
auch mehr Steuern gezahlt
werden.

Inzwischen ist Deutschland
in Fragen des Steuerrechts
weltweit unangefochtener
Spitzenreiter: Es gibt mehr
als 200 Steuergesetze und
96 000 Steuervorschriften.
Dazu kommen ständige Ver-
änderungen: In der Legisla-
turperiode von 1998 bis 2002
wurden allein im Einkom-
mensteuergesetz 110 Mal die
Paragrafen geändert, zum
Teil mehrfach. Zusätzlich be-
lastet wird das Steuerrecht
durch Hunderte Ausfüh-
rungs-, Ausnahme- und
Sonderbestimmungen, die
sich überschneiden oder auf-
heben.

Steuerdickicht
Weltweit einmalig ist auch,
dass das deutsche Steuer-
recht sieben unterschiedliche
Einkunftsarten kennt: Besteu-
ert werden Einkünfte aus
Land- und Forstwirtschaft,
aus Gewerbebetrieben, aus

selbständiger und nichtselb-
ständiger Arbeit, aus Kapital-
vermögen, aus Vermietung
und Verpachtung sowie „son-
stige“ Einkünfte. Für jede
Einkunftsart wiederum exis-
tieren verschiedene Besteue-
rungsvorschriften und Steu-
ersätze. Finanzämter und -ge-
richte, Verwaltungsstellen und
Steuerberater erfassen, prüfen,
ziehen Steuern ein oder erstat-
ten einen Teil der gezahlten
Steuern wieder zurück.

Niemand blickt mehr
durch. Das über Jahrzehnte
entstandene Dickicht eröffnet
zahlreiche Möglichkeiten,
Steuern zu kürzen oder zu
umgehen. Die Einnahmever-
luste aus Steuer-„Vermei-
dung“ und -flucht schätzen
Fachleute auf bis zu 100 Milli-
arden ¤ jährlich. Das ent-
spricht etwa der Hälfte des
Aufkommens aus der Ein-
kommensteuer. Um die Steu-
erflucht zu vereiteln, ver-
schärfen die Finanzbehörden
ihre Kontrollen. Rechtsstrei-
tigkeiten sind die Folge. Im
Jahr 2000 haben erstmals
mehr als 100 000 Bürger bei
den Finanzgerichten Klage
eingereicht. Bei der obersten
Steuerinstanz, dem Bundesfi-
nanzhof, steigen die Be-
schwerden jährlich im Durch-
schnitt um sieben Prozent. 

Das komplizierte Steuer-
recht führt dazu, dass die
Steuerlast des Einzelnen oft-
mals nicht von seiner Leis-
tungsfähigkeit, sondern von
der Qualität des Steuerbera-
ters abhängt. Viele Entschei-

dungen in der Wirtschaft
orientieren sich weniger an
den Markterfordernissen als
an der maximalen Steuerer-
sparnis. Es ist weit verbreitet,
dass die Absicht, Steuern zu
sparen, bereits genügt, um zu
investieren. Das Wirtschafts-
wachstum wird dadurch ge-
hemmt, der Wohlstand der
Gesellschaft insgesamt bleibt
unter dem Erreichbaren, weil
Arbeitszeit für Steuerfragen
statt für neue, bessere, billige-
re Produkte eingesetzt wird.
Deshalb wäre ein einfaches
Steuerrecht ein wirtschaftlich
vernünftiges Steuerrecht.

Reformvorschläge
Politiker und Experten aus
Wissenschaft, Wirtschafts-
verbänden und Unternehmen
sind sich einig: Das Steuer-
recht muss einfacher werden.
Es liegen mittlerweile genü-
gend Modelle dafür vor. Man-
che wollen das bestehende
Steuersystem abschaffen. An-
dere Vorschläge setzen auf
Verbesserungen innerhalb
des geltenden Rahmens.
� Paul Kirchhof, ehemaliger
Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichtes, zählt zu den
„Radikalreformern“. Bereits
vor zwei Jahren hat er sein
Einkommensteuerkonzept vor-
gelegt, den so genannten
„Karlsruher Entwurf“. Kirch-
hof hat rund 100 Steuergeset-
ze zu einem einzigen Gesetz-
buch komprimiert. Die heute
üblichen sieben Einkunftsar-
ten fasst Kirchhof zu einer
einzigen zusammen. Davon

IM KLARTEXT
Februar 2004

Wege aus dem Steuerdschungel
In Deutschland gibt es Tausende Vorschriften, wer wann und wie seine Steuern zu zahlen
hat. Das Steuersystem ist sachlich und logisch kaum noch zu begreifen, es hat sich zum Steu-
erdschungel entwickelt.

scheiden können. Dazu wer-
den Abfindungen von maxi-
mal 50 000 ¤ angeboten so-
wie Altersteilzeit oder Rente
ab 60 in Aussicht gestellt.
Grund für die geplante Früh-
verrentung sind sinkende
Schülerzahlen.

Laufend wird kritisiert,
dass an deutschen Schulen
sowohl lernschwache als auch
besonders leistungsstarke
Schüler nicht angemessen ge-
fördert werden können. Böte
Brandenburgs Lehrerüber-
schuss nicht eine gute Gele-
genheit, mit zusätzlichen För-
derangeboten zu experimen-
tieren, anstatt Lehrer in Ren-
te zu schicken?
www.kmk.org/schul/pisa/verglei.htm
www.zeit.de/wissen/bildung/pisa_index 

Erfolglose Werbung
Die Bundesregierung nutzt
derzeit 80 Werbeagenturen
für ihre Öffentlichkeitsarbeit.
Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung auf die An-
frage der Bundestagsabgeord-
neten Gesine Lötzsch (PDS)
hervor. Das Innenministe-
rium scheint besonders heftig
für sich werben zu wollen. Es
beschäftigt 24 Agenturen.
Das Umweltministerium hat
21, das Gesundheitsministe-
rium elf, Auswärtiges Amt,
Landwirtschafts- und Finanz-
ministerium haben jeweils
acht Agenturen unter Ver-
trag. Schlusslicht ist das Jus-
tizministerium, das nur eine
Agentur verpflichtet hat.

Über die Höhe der Werbe-
etats schweigt die Bundesre-
gierung. Besonders erfolg-
reich kann die Werbung je-
denfalls nicht sein. Sonst
stünde die Regierung nicht
weiterhin im Umfragetief.
www.wahlrecht.de/umfragen/forsa.htm

http://www.kmk.org/schul/pisa/verglei.htm
http://www.zeit.de/wissen/bildung/pisa_index
http://www.wahlrecht.de/umfragen/forsa.htm


„Theorie und Praxis der öffentlichen Finanzen sind beinahe vollkom-
men vom Bestreben geformt worden, die auferlegte Last so weit wie
möglich zu verschleiern und diejenigen, die sie letztlich zu tragen 
haben, so wenig wie möglich darauf aufmerksam zu machen.“
Friedrich A. von Hayek, österreichischer Ökonom

werden das Existenzmini-
mum und „typisierte Aufwen-
dungen, die der Sicherung
des Erwerbs dienen“ abgezo-
gen. Alle übrigen Vergünsti-
gungen und Abzugsmöglich-
keiten werden abgeschafft,
und es gibt nur noch einen
einzigen Steuertarif in Höhe
von 25 Prozent.
� Professor Manfred Rose
will mit seiner „Einfachsteu-
er“ einen Systemwechsel hin
zu einer „konsumorientierten
Einkommens- und Gewinn-
besteuerung“. Auf Einkünfte
soll der Fiskus nur dann zu-
greifen können, wenn sie
konsumiert werden. Sämtli-
che Sparbeiträge bleiben
steuerfrei, Unternehmensge-
winne und Kapitalerträge
werden erst oberhalb einer so
genannten Grundrendite er-
fasst. Das Rose-Konzept wird
seit 1994 in Kroatien erfolg-
reich praktiziert.
� Der so genannte Darm-
städter Kreis sieht im „beste-
henden historisch gewachse-
nen Steuerrecht“ Möglichkei-
ten für Vereinfachungen. Den
Steuerexperten aus Darm-
stadt gehören neben Wissen-
schaftlern wie Professor Bert
Rürup auch Praktiker aus den
Finanzämtern an. Mit drei
Maßnahmen – einer deut-
lichen Erhöhung der so ge-
nannten Werbungskostenpau-
schale, einer Pauschalsteuer
auf Kapitalerträge und einer
Steuererklärung im Zweijah-
resturnus – glauben die
Darmstädter, die Arbeitsbe-
lastung für Finanzbeamte
und Steuerzahler mindern zu
können. 
� CDU und CSU haben zu
Jahresbeginn beschlossen,
ebenfalls Steuervergünsti-
gungen zu Gunsten eines ein-

facheren Steuerrechtes zu
streichen. Das Steuerrecht
insgesamt soll familien-
freundlicher werden. Auf Vor-
schlag der CSU soll darüber
hinaus der Mittelstand bei
der Erbschaftsteuer entlastet
werden. Bis März wollen bei-
de Unionsparteien noch zwei
Punkte klären. Zum einen
muss definiert werden, wel-
che Steuervergünstigungen
gestrichen werden sollen. Die
CDU will fast alle abbauen, die
CSU will insbesondere an der
Pendlerpauschale festhalten.
Zum zweiten herrscht Unei-
nigkeit über den Steuertarif.
� Die FDP fordert einen
Dreistufentarif (15, 25 und 35
Prozent) für Einkommen- und
Körperschaftsteuern bei gleich-
zeitigem Streichen zahlreicher
Ausnahmen. Die FDP hat Mit-
te Januar 2004 als erste Par-
tei ihr Steuermodell als „Ent-
wurf eines Gesetzes zur Ein-
führung einer neuen Einkom-
mensteuer und zur Abschaf-
fung der Gewerbesteuer“ in
den Bundestag eingebracht.
� Bundesfinanzminister Ei-
chel, der mit seinen Vereinfa-
chungsplänen durch den Ab-
bau von Steuervergünstigun-
gen vor wenigen Monaten an
der Opposition im Bundesrat
scheiterte, ist skeptischer.
Über ein Steuerrecht zu re-
den, das jeder versteht, findet
er „entweder naiv oder oppor-
tunistisch.“ Er will lieber den
Papierkrieg bekämpfen. So
soll eine „elektronische Steu-
erkarte“ das 70 Jahre alte
Lohnsteuerverfahren mit Lohn-
steuerkarte, Lohnsteueranmel-
dung und Ermäßigungsanträ-
gen ablösen. Außerdem soll
der Papierwust in den Behör-
denstuben reduziert werden
– zahllose inhaltsgleiche Vor-

schriften aus dem Bundesfi-
nanzministerium, den Län-
derministerien und Oberfi-
nanzdirektionen soll es bald
nicht mehr geben.

Kritiker einer radikalen
Systemänderung geben zu be-
denken, dass für weniger Pa-
ragrafen der „hohe Preis er-
heblicher Rechtsunsicherheit
gezahlt werden“ müsse. Jede
Regelung, die aus einem Steu-
ergesetz entfernt wird, müs-
ste durch Rechtsverordnung
der Ministerialbürokratie er-
ledigt werden. Damit würden
die Probleme verschoben,
aber nicht gelöst. Je größer
die angestrebte Vereinfa-
chung, desto größer auch die
Risiken für die öffentlichen
Haushalte und die Wirt-
schaftsentwicklung. Wer bei-
spielsweise die Eigenheimzu-
lage streiche, müsse damit
rechnen, dass die Nachfrage
nach Einfamilienhäusern und
Eigentumswohnungen sinkt.

Wie immer die nächste
Steuerreform aussehen mag:
Inzwischen überwiegt die
Überzeugung, dass mit dem
Abbau von Steuervergünsti-
gungen und -ausnahmen den
Steuerpflichtigen die Mög-
lichkeit zu ökonomisch ver-
nünftigem Handeln zurückge-
geben wird. Alle Beteiligten –
vom „einfachen“ Steuerbür-
ger bis zu den Stadtkämme-
rern und Finanzministern –
würde durch eine Vereinfa-
chung gewinnen.

Mit weiteren Detailverän-
derungen ist das bestehende
Steuersystem jedenfalls nicht
mehr zu retten. Schließlich
haben sich in den vergange-
nen Jahrzehnten – gerade
durch die Unmenge von Ge-
setzeskorrekturen und -er-
weiterungen – die Ungerech-
tigkeiten und Unübersicht-
lichkeiten nie verringert, son-
dern immer noch vermehrt.

Steuerpflichtige und Steueraufkommen
Gesamtbetrag Zahl der Gezahlte
der Einkünfte Steuerpflichtigen Einkommensteuer

in E in 1 000 in Prozent in Millionen E in Prozent

0 – 10 000 6 031,0 22,8 107,8 0,1

10 001 – 20 000 3 818,5 14,4 3818,4 2,4

20 001 – 30 000 4 903,2 18,5 14 752,5 9,2

30 001 – 40 000 3 788,0 14,3 16 410,9 10,3

40 001 – 50 000 2 901,6 10,9 16 980,7 10,7

50 001 – 60 000 1 911,9 7,2 15 662,0 9,8

60 001 – 70 000 1 111,3 4,3 12 380,3 7,8

70 001 – 80 000 663,9 2,5 9 554,8 6,0

80 001 – 90 000 386,3 1,4 6 874,4 4,3

90 001 – 100 000 248,8 0,9 5 334,1 3,3

100 001 – 120 000 275,9 1,0 7 489,9 4,7

120 001 – 140 000 142,9 0,5 6 083,5 3,2

140 001 – 200 000 185,5 0,8 9 502,0 6,0

200 001 – 500 000 141,9 0,5 15 003,9 9,5

500 001 und mehr 35,0 0,1 20 288,3 12,7

Stand 2002

Quelle: Bundestags-Drucksache 15/447 vom 26. Februar 2003
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Waren, wenn er sie nicht be-
zahlt bekommt?

Eigenverantwortung
„Was wissen die Deutschen
über ihre Altersvorsorge?“
hat das Institut für Demosko-
pie in Allensbach gefragt und
aufschlussreiche Antworten
erhalten. 63 Prozent der Be-
fragten sehen die staatliche
Rente als „ideale Form der Al-
tersvorsorge“. Auf Platz zwei
stufen 59 Prozent das eigene
Haus bzw. die eigene Woh-
nung ein, als drittbeste Al-
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Vollbeschäftigung
Von Arbeitslosen wird Eigen-
initiative bei der Arbeitsplatz-
suche erwartet, und Tausende
Arbeitslose geben ihre Bewer-
bungen in die Post. Firmen er-
halten derzeit auf jede Stel-
lenanzeige 300 bis 400 Be-
werbungen. Doch nur ein Drit-
tel der Arbeitsplätze in
Deutschland wird offen aus-
geschrieben. Etwa 270 000
Stellen vergeben die Unter-
nehmen laut Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) in Nürnberg mo-
natlich „unter der Hand“. 

Mit dem Internetportal
www.arbeitsagentur.de hof-
fen die Verantwortlichen,
mehr Unternehmen zur Aus-
schreibung freier Stellen zu

„Die Klage über die Schärfe des Wettbewerbs ist in Wirklichkeit
meist nur eine Klage über den Mangel an Einfällen.“
Walther Rathenau, deutscher Industrieller und Politiker
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Die Soziale Marktwirtschaft im Februar 2004
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

bewegen. Der Versuch, mög-
lichst viele offene Stellen im
WWW zu melden, schafft
allerdings keine neuen Ar-
beitsplätze. Für die Beschäfti-
gungspolitik bleibt weiterhin
viel zu tun, denn Ende Januar
warteten rund 4,6 Millionen
Arbeitslose auf ein Angebot.

Geldwertstabilität 
Im vergangenen Jahr haben
Banken und Sparkassen Kre-
dite in Höhe von 2 245 Milli-
arden ¤ vergeben. 42 Prozent
der Schulden – rund 970
Milliarden ¤ – sind bei den
knapp 39 Millionen privaten
Haushalten aufgelaufen.

Kontinuierlich steigt auch
die Zahl derer, die ihre Kredi-
te nicht mehr abzahlen kön-
nen. Für 2003 meldet die
Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung rund drei
Millionen Haushalte, die
überschuldet sind; 300 000
mehr als vor fünf Jahren. 

Wenn Gläubiger immer
häufiger auf unerfüllten For-
derungen sitzen bleiben,
kann das zu einem gravieren-
den Vertrauensschwund in
die gesamte Wirtschaftsord-
nung führen: Wer liefert noch

tersvorsorge nannten 40 Pro-
zent private Lebens- und Ren-
tenversicherungen. Überra-
schend: 19 Prozent der Be-
fragten hoffen auf eine Erb-
schaft. Nur 37 Prozent der Be-
fragten wollen verstärkt in ih-
re Altersvorsorge investieren,
44 Prozent wollen das nicht.

Die Antworten belegen,
dass die gesetzliche Rente
überschätzt wird: Das so ge-
nannte Bruttorentenniveau
liegt derzeit bei 48 Prozent,
während 81 Prozent derer, die
es zu wissen meinen, eine
Rentenhöhe von mehr als 60
Prozent des letzten Bruttoein-
kommens erwarten.

I N D E X

Arbeitsplätze
Arbeitslose und gemeldete Stellen

Arbeitslose Stellen

2000 4 293 400 387 879

2001 4 093 200 430 721

2002 4 289 900 366 611

2003 4 623 100 294 465

2004 4 597 400 276 732

jeweils Ende Januar

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Überschätzte Rente
Wie viel vom letzten Bruttoeinkommen
erhält der Durchschnittsverdiener nach
45 Beitragsjahren als Rente?

Es antworteten

36 % Weiß ich nicht

6 % unter 50 Prozent

6 % 50–60 Prozent

21 % 60–65 Prozent

15 % 65–70 Prozent

9 % 70–75 Prozent

7 % über 75 Prozent

richtige Antwort 48 Prozent

Quelle: Institut für Demoskopie

http://www.ludwig-erhard-stiftung.de
http://www.arbeitsagentur.de



